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(Rr. 12273.) Ge etz zur Förderung des Wohnungsbaues. Vom 25. April 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukoſten⸗ 


übertenerung, vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 307) wird wie folgt geändert: 
Der im § 1 ausgeworfene Fonds wird um 712 257200 Mark erhöht. 


Artikel II. 
sel: 

(1) Swecks Gewährung von Beihilfen zur Abbürdung der Baukoſtenüberteuerung bei der 
Schaffung neuer Wohnungen dürfen weitere 1500 Millionen Mark verwendet werden. 

(2) Der im Abſ. 1 ausgeworfene Fonds erhöht ſich um den Betrag, um den das Aufkommen 
aus der Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues für die Rechnungsjahre 1921 und 1922 den 
Betrag von 770 Millionen Mark überſchreitet. 

9 2. 

(4) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung eines Teilbetrags von 1 000 Mil⸗ 
lionen Mark der nach § 1 bewilligten Mittel eine Anleihe durch Ausgabe eines entſprechenden 
Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt jährlich mit mindeſtens 3 vom 
Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten 
Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. a 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterfchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6). Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa dazugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe 
gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(0 Schaßanweiſungen können wiederholt ausgegeben werben. 
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(5) Die Mittel zur Cinlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn 
betrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver⸗ 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie 
der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Der Finanzminiſter kann den im Abſ. 1 bezeichneten Teilbetrag auch durch Aufnahme 
von Darlehen gegen Erteilung von Schuldſcheinen beſchaffen, die von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt werden. Die Darlehen ſind mit 
4½ vom Hundert für das Jahr zu verzinſen und vom Beginne des auf die Hingabe folgenden 
Kalenderjahrs an mit 3¼ vom Hundert für das Jahr unter Hinzurechnung der durch die Tilgung 
erſparten Zinſen zu tilgen. Die Zinſen und Tilgungsbeträge der Darlehen werden nach näherer 
Beſtimmung des Finanzminiſters von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden gezahlt. 

(9) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Gefeßes vom 8. März 1897 (eſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 

§ 3. 

Die Deckung des nicht im Wege des Kredits (§ 2) bereitgeſtellten Teiles der nach § 1 be 
willigten Mittel erfolgt unmittelbar aus den Erträgen der durch das Reichsgeſetz vom 6. März 1922 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 235) erhöhten Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues. 


„Arkikel XI. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Bürgſchaft für Verzinſung und Rückzahlung von 
Darlehen zu übernehmen, die von den Trägern der reichsgeſetzlichen Invaliden, Hinterbliebenen— 
und Angeſtelltenverſicherung an ſolche Gemeinden und Gemeindeverbände gewährt werden, die nach 
Artikel 6 der Verordnung vom 22. November 1921 (eſetzſamml. S. 549) Zuſchläge zu der 
Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues erheben. 5 
(2) Die verbürgten Darlehen müſſen mit mindeſtens 3 vom Hundert des urſprünglichen Be— 
trags unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen getilgt werden, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 
Die Verzinſung und Tilgung muß in erſter Linie aus den von den Gemeinden (Gemeinde 
verbänden) erhobenen Zuſchlägen zu der Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues erfolgen. 


| Artikel IV. 
Die zuſtändigen Minifter führen dieſes Geſetz aus. 
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Artikel V. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1922 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ind gewahrt. 


Berlin, den 25, April 1922. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i Braun. v. Richter. Hirtſiefer. 


(Nr. 12274.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — M. D. G. —). 
Vom 27. April 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel k. i 
Das Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) 
wird wie folgt abgeändert: 
g 9 
Im § 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze erhöht: 
bei Gruppe 1 auf 22 000 — 23 500 — 25 000 — 26 200 — 27 400 — 28 600 — 
29 800 — 31000 Mark jährlich; 
bei Gruppe 2 auf 25 000 — 26 600 — 28 200 — 29 800 — 31 400 — 33 000 — 
34 500 — 36 000. Mark jährlich; 
bei Gruppe 3 auf 28. 000 — 30.000 — 32 000 — 34.000 — 36.000 — 38 000 — 
40 000 — 42 000 Mark jährlich. 


9 25 


() Im 8 8 Abſ. 1 Satz 2 werden die Worte „für den Ortszuſchlag und“ geſtrichen. 

(2) Dem § 8 Abſ. I werden folgende Sätze 3 bis 6 angefügt: 
Daneben erhalten dieſe Lehrer und Lehrerinnen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß 
Grundvergütung und Notzuſchlag zuſammen betragen im erſten und zweiten Dienjt- 
jahre 95, im dritten Dienſtjahre 98 und vom vierten Dienſtjahr ab 100 vom Hundert 
des in Satz 1 gedachten Grundgehalts. Der Notzuſchlag erhöht ſich um den jeweils 
geltenden Ausgleichszuſchlag. Außerdem erhalten dieſe Lehrer (Lehrerinnen) den vollen 
Ortszuſchlag, den ſie bei der endgültigen Anſtellung erhalten würden. Auf die gemäß 
$ 2 mit der Stelle verbundenen Zuſchüſſe finden die Vorſchriften in Satz 3 ſinngemäße 
Anwendung. 


40678 


8335 
Dem § 10 Abſ. 2 wird folgender Satz angefügt: 
Ebenſo finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen 
über die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlags und eines beſonderen Ausgleichs. 
zuſchlags (Frauenbeihilfe) Anwendung. 


§ 4. 


Im § 20 Abſ. 1 unter b wird der Betrag von 2 000 Mark durch 4000 Mark erſetzt. 
Artikel IL 
() Die am 1. April 1922 im Dienſte befindlichen endgültig und einſtweilig angeſtellten ſowie die 
auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem Mittelſchul— 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs⸗ und Vergütungsdienſtalter in die neuen 
Dienſtbezüge eingewieſen. 

e) IE ein Lehrer (Lehrerin) mit Wirkung von einem ſpäteren Tage als dem 1. November 
1921 in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten oder erfolgt ein ſolcher Übertritt künftig, ſo 
ſind der Berechnung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Beſoldungsgruppe die in dieſem Geſetze 
feſtgeſetzten Grundgehaltsſätze zugrunde zu legen. 


u Artikel IM. 
Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesmittelſchulkaſſe für das Rechnungsjahr 1922 ſind die 
im Artikel J angeordneten Dienſteinkommenserhöhungen mit zu berückſichtigen. 


Artikel IV. 2 
(] Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1922 ab in Kraft. 


e) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Anterrichtsminiſter, der Finanz 


miniſter und der Miniſter des Innern. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 27. April 1922 


— 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 
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